SATZUNG
der Gemeinde Grafschaft
Uber die Erhebung von Beitrdgen
fur die erstmalige Herstellung von

ErschlieBungsanlagen (ErschlieBungsbeitréage)
vom 23.10.2001

Gem. 4. Anderungssatzung vom 22.04.2016, in Kraft getreten am 06.05.2016



Der Gemeinderat hat aufgrund des 8§ 132 des Baugesetzbuches (BauGB), in
Verbindung mit 8 24 der Gemeindeordnung fur Rheinland-Pfalz die folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird.

81
Erhebung des ErschlieBungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes fur ErschlieBungsanlagen
erhebt die Gemeinde Grafschaft ErschlieBungsbeitrage nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches (88 127 ff) und dieser Satzung.

82
Art und Umfang der ErschlieBungsanlagen und des
ErschlieBungsaufwandes

(1) Beitragsfahig ist der ErschlieBungsaufwand bis zu einer Stral3enbreite
(Fahrbahnen einschliel3lich der Standspuren, Radwege, Gehwege, Schutz- und
Randstreifen) fur

1. die offentlichen zum Anbau bestimmten Stral3en, Wege und Platze in

a) Wochenendhausgebieten, Campingplatzgebieten von.................coeeveeeens 7,0m
b) KleinsiedlungsSgebieten VON ..........coooiiiiiiiiiii e 10,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit VON.............ccoooviiii 8,56 m

c) Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten,
besonderen Wohngebieten, Mischgebieten, Ferienhausgebieten

aa) mit einer Geschossflachenzahl bis 0,8 von..............cociiiiiiiiiii i, 140 m
bei einseitiger Bebaubarkeit vONn............ccccoovviiiiii e 10,5m
bb) mit einer Geschossflachenzahl tiber 0,8 bis 1,0 vON..........cccccoeevvviiiieene, 18,0m
bei einseitiger Bebaubarkeit vON.............cccoovviiiii e, 12,5m
cc) mit einer Geschossflachenzahl tGber 1,0 bis 1,6 von...............cceeeeeiennn. 20,0 m
dd) mit einer Geschossflachenzahl Gber 1,6 voNn............ccccovvvviiiiiiiiceneeeen, 23,0m

d) Kerngebieten, Gewerbegebieten und sonstigen Sondergebieten im Sinne des
§ 11 der Baunutzungsverordnung

aa) mit einer Geschossflachenzahl bis 1,0 vONn..........ccccoovvvviiiiiiiiii e, 20,0 m
bb) mit einer Geschossflachenzahl tber 1,0 bis 1,6 vON.........cccccoeevvvviiieene, 23,0m
cc) mit einer Geschossflachenzahl tber 1,6 bis 2,0 von...........cccovveeeneeennn. 25,0 m
dd) mit einer Geschossflachenzahl Gber 2,0 von..............ccooeiiiii, 27,0 m

e) Industriegebieten

aa) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 VON...........cccoeeiiiiiiiiiiiiiiie e, 23,0m
bb) mit einer Baumassenzahl Gber 3,0 bis 6,0 VON........cccooeeeevviveiiiiiiiieeee, 25,0 m
cc) mit einer Baumassenzahl Uber 6,0 VON...........ccoeevieviiiiiiiciiiiiii e 27,0 m
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Erschliel3t die ErschlieBungsanlage Gebiete mit unterschiedlicher Ausnutzung, so gilt
die groRere Breite, fir die Geschossflachenzahl gelten die Regelungen des 8 5
Absatz 3 entsprechend.

2. fur die Offentlichen, aus rechtlichen oder tatsachlichen Grinden mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete
(z. B. FuRBwege, Wohnwege) (8 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) von...................... 50m

3. fur die nicht zum Anbau bestimmten SammelstralRen
(8 127 Abs. 2 NIr. 3 BaUuGB) VON.......uiiiiei e 27,0 m

4. fur Parkflachen

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 und 3 sind, bis zu einer
ZUSALZIIChEN Breite VON... ...t 50m

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 3 genannten Verkehrsanlagen sind,
aber nach stadtebaulichen Grundséatzen innerhalb der Baugebiete zu deren
ErschlieBung notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet sich nach
8 5 Abs. 3 ergebenden Geschossflachen

5. fur Grinanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplatzen

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 bis 3 sind, bis zu einer
ZUSALZIIChEN Breite VON... ... 4,0 m

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen sind,
aber nach stadtebaulichen Grundséatzen innerhalb der Baugebiete zu deren
ErschlieBung notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet liegenden
Grundstiicksflachen nach § 5 Abs. 2

(2) Zu dem ErschlieBungsaufwand nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 gehéren
insbesondere die Kosten fir:

1. den Erwerb der Flachen fur die ErschlieBungsanlagen,

2. die Freilegung der Flachen fur die ErschlielRungsanlagen,

3 die Herstellung des StralRenkdrpers einschliel3lich des Unterbaues, der
Befestigung der  Oberflache, sowie notwendiger Erhéhungen oder
Vertiefungen,

die Rinnen und Randsteine,

die Radwege,

die Gehwege,

die Beleuchtungseinrichtungen,

die Entwasserungseinrichtung der ErschlieRungsanlagen,

. den Anschluf3 an andere Erschlie3Bungsanlagen,

0. die Herstellung von Béschungen, Schutz- und Stitzmauern und

1. die Ubernahme von Anlagen als gemeindliche ErschlieRungsanlagen.

HBRoOXo~NO OB

(3) Der ErschlieBungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus
ihrem Vermégen bereitgestellten Flachen im Zeitpunkt der Bereitstellung.



(4)

(5)

(1)

(@)
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Der ErschlieBungsaufwand umfasst auch die Kosten, die fir Teile der
Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes- oder Kreisstralle
entstehen, die Uber die Breite der anschlieRenden freien Strecke dieser Stral3e
hinausgehen.

Endet eine ErschlieSungsanlage mit einem Wendehammer, so vergréfl3ern sich
die in Absatz 1 angegebenen Hochstmale fur den Bereich des
Wendehammers auf das Anderthalbfache.

83
Ermittlung des beitragsfdhigen ErschlieBungsaufwandes

Der beitragsfahige ErschlieBungsaufwand (8 2) mit Ausnahme desjenigen fur
die Entwéasserungseinrichtungen (8 2 Abs. 2 Nr. 8) wird nach den tatsachlichen
Kosten ermittelt.

Der Aufwand fur die Entwasserungseinrichtungen der ErschlieBungsanlagen
wird wie folgt ermittelt:

1. fUr die Einlaufe, Sinkkasten und Zuleitungen bis zur StralRenleitung sind die
tatsachlichen Kosten maf3gebend,

2. fur die Ubrigen zur Entwasserung der Erschlieungsanlage erforderlichen
Anlagen gilt ein Einheitssatz von 14,61 € je m2 entwasserte Flache.

Der beitragsfahige  Erschlieungsaufwand wird fur die einzelne
ErschlieBungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von Satz 1
entweder den beitragsfahigen ErschlielBungsaufwand fur bestimmte Abschnitte
einer ErschlieBungsanlage ermitteln oder diesen Aufwand fir mehrere Anlagen,
die fur die ErschlieBung der Grundsticke eine Einheit bilden
(ErschlieBungseinheit), insgesamt ermitteln.

84
Anteil der Gemeinde am beitragsfahigen ErschlieRungsaufwand

Die Gemeinde tragt 10 v.H. des beitragsfahigen Erschlieungsaufwandes. Erhélt die
Gemeinde zur Finanzierung des ErschlieBungsaufwandes Zuweisungen aus
offentlichen Kassen, die den sich aus Satz 1 ergebenden Betrag Uberschreiten, so
erhoht sich der Gemeindeanteil nach Satz 1 um den lberschreitenden Betrag.

(1)

(@)

85
Verteilung des umlagefahigen ErschlieRungsaufwands

Der nach 88 2 und 3 ermittelte und gemall § 4 reduzierte beitragsfahige
ErschlieBungsaufwand  wird auf die  erschlossenen  Grundstlcke
(Abrechnungsgebiet) nach deren Flachen verteilt. Dabei wird die
unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundsticke nach Art und Mafl3
bertcksichtigt.

Als Grundstiicksflache i.S. des Absatzes 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in
vergleichbarer Weise nutzbaren Grundstiicken innerhalb des
Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die Uberplante Flache. Ist das
Grundstiick nur teilweise Uberplant und ist der nicht Gberplante Grundsticksteil
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dem Innenbereich (8 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Flache des
Buchgrundstiicks. Absatz 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

Als Grundstiicksflache i.S. des Absatzes 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in
vergleichbarer Weise nutzbaren Grundsticken aul3erhalb des
Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei Grundsticken, fur die ein
Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung nicht
festsetzt,

a) soweit sie an die ErschlielBungsanlage angrenzen, die Flache zwischen der
gemeinsamen Grenze der Grundsticke mit der ErschlieBungsanlage und
einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Flache zwischen der Grundstlicksgrenze, die
der Erschlieungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 50 m
dazu verlaufenden Linie.

Grundstiicksteile, die lediglich eine wegmalfige Verbindung herstellen, bleiben bei
der Bestimmung der Grundsttickstiefe unbericksichtigt.

Uberschreitet die tatsachliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die
Abstédnde nach Satz 1 a) oder b), so féllt die Linie zusammen mit der hinteren
Grenze der tatsachlichen Nutzung.

(4)

(5)

Zur Bericksichtigung des unterschiedlichen MalRes der Nutzung wird die
Flache (Absatz 2 oder 3) vervielfacht mit

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem bis zu zwei Vollgeschossen,

b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen,

d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit finf Vollgeschossen,

e) 2,00 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

f) 0,5 bei Grundsttcken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung
vergleichbaren Weise genutzt werden konnen (z.B. Dauerkleingarten,
Freibader, Friedhofe, Sportanlagen) sowie Grundstiicke, auf denen keine
Bebauung zuldssig ist, die aber gewerblich oder in vergleichbarer Weise
genutzt werden kénnen. Wenn sich aus der nach Absatz 5 oder Absatz 6 a)
ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein héherer Faktor ergibt, so gilt dieser.
Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der
Landesbauordnung.

Fur Grundstiicke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes
ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der hdchstzulassigen Zahl
der Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
hochstzulassige Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf
volle Zahlen auf- oder abgerundet.
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c) Ist nur die zulassige Gebaudehdhe in Form der Trauf- oder Firsthohe
festgesetzt, so gilt als Zahl der Vollgeschosse die hdchstzulassige Trauf-
oder Firsthéhe geteilt durch 2,8. Sind beide Hohen festgesetzt, so gilt die
durch 2,8 geteilte héchstzulassige Traufhdhe. Bruchzahlen werden auf volle
Zahlen auf- oder abgerundet.

d) Ist tatsachlich eine hohere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt
entsprechend, wenn die hdchstzulassige Baumassenzahl oder die
hochstzulassige Gebaudehdhe tberschritten werden.

Enthalt eine Satzung nach 8§ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so
gelten die Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.

(6)

(7)

Fur Grundsticke aufR3erhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes
oder fur Grundstlcke, fur die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB nicht die nach Absatz 5 erforderlichen Festsetzungen enthélt,
ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstiicken aus der Hochstzahl der tatséchlich vorhandenen
Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des
Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Hohe des
Bauwerkes gem. Absatz 5 c) geteilt durch 2,8. Bruchzahlen werden auf volle
Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstiicken aus der Zahl der auf den
Grundsticken der ndheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen
Vollgeschosse.

c) Bei Grundsticken, auf denen nur Garagen oder Stellplatze zulassig oder
vorhanden sind, wird die tatsachlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
mindestens aber ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

Zur Beriucksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die
Grundmal3stabsdaten (Grundstucksflache mit Nutzungsfaktor fur
Vollgeschosse gemalR Absatz 4, Buchstabe a bis f) um 10 % erhdht

a) bei Grundsticken in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie
Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszentren, grof3flachige
Handelsbetriebe, Technologie-, Messe-, Ausstellungs- und Kongressgebiete;

b) bei Grundstiicken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn
sie Uberwiegend gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (z.B.
Grundsticke mit Buro-, Verwaltungs- Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder
Schulgebauden sowie mit Gebauden mit Praxis- oder Kanzleiraumen)
genutzt werden.

Ob ein Grundstick, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (z.B.
Wohnzwecken) Zwecken dient, ,Uberwiegend“ in diesem Sinne genutzt wird,
bestimmt sich nach dem Verhéltnis, in dem die verwirklichte Nutzung der tatsachlich
vorhandenen Geschossflachen zueinander steht. Liegt eine gewerbliche oder
vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusatzlich zur Bebauung vor, so sind
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die tatsachlich entsprechend genutzten Grundsticksflachen jeweils der
Geschossflache hinzuzuzahlen. Freiflachen, die sowohl fir gewerbliche oder
vergleichbare als auch fur andere Zwecke genutzt werden (z.B. Kfz-Abstellplatze) als
auch gartnerisch oder ahnlich gestaltete Freiflachen und brachliegende Flachen,
bleiben bei dem Flachenvergleich aul3er Ansatz.

(8) Absatz 7 qilt nicht far durch selbststandige Grinanlagen erschlossene
Grundstticke.

86
Eckqgrundsticksverginstiqung

(1) FoOr Uberwiegend Wohnzwecken dienende Grundsticke, die von zwei
gleichartigen und vollstdndig in der Baulast der Gemeinde stehenden
ErschlieBungsanlagen i.S. des 8§ 2 Absatz 1 erschlossen werden, ist die
Grundstucksflache nach 8 5 Absatz 2 oder Absatz 3 bei der Verteilung des
umlagefahigen Aufwandes fur jede ErschlieBungsanlage nur mit der Halfte
anzusetzen. Steht eine ErschlieBungsanlage nicht voll in der Baulast der
Gemeinde, wird die Vergunstigung fur die andere ErschlieBungsanlage nur
hinsichtlich der Teileinrichtungen gewahrt, flir die in beiden Fallen die
Gemeinde die Baulast tragt bzw. berechtigt ist, Beitrage zu erheben.

(2) For Grundstticke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollstandig
in der Baulast der Gemeinde stehenden ErschlieBungsanlagen erschlossen
werden, wird die Grundstuicksflache nach § 5 Absatz 2 oder Absatz 3 durch die
Anzahl der ErschlieRungsanlagen geteilt. Absatz 1, Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur die in 8 5 Absatz 7 Buchstabe a) und b)
genannten Grundstticke.

(4) Eine ErméaRigung nach den Absatzen 1 und 2 ist nicht zu gewahren,

a) wenn die Ermafigung dazu fuihren wirde, dass sich der Beitrag fur die
anderen Grundsticke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhoht,

b) fur die Flachen der Grundstiicke zwischen zwei ErschlieBungsanlagen, fir
die nach MalRgabe des 8§ 5 Absatz 3 ErschlieBungsbeitrage nicht mehrfach
erhoben werden.

87
Kostenspaltung

Der ErschlieBungsbeitrag kann fur

den Grunderwerb,

die Freilegung,

die Fahrbahn,

die Radwege,

die Gehwege,

die Parkflache,

die Grananlagen,

die Beleuchtungsanlagen und
die Entwasserungsanlagen

CoNoOoO~wWNE



gesondert und unabhéngig von der vorstehenden Reihenfolge erhoben werden,
sobald die jeweilige Malinahme, deren Aufwand gedeckt werden soll, abgeschlossen

Ist.

Diesen Zeitpunkt stellt die Gemeinde fest.

(1)

(@)

3)

88
Merkmale der endqultigen Herstellung der ErschlieRungsanlage

StraBen, Wege und Platze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare
Verkehrsanlagen, Sammelstra3en und selbstandige Parkflachen sind endgultig
hergestellt, wenn

1. ihre Flachen im Eigentum der Gemeinde stehen und
2. sie uber betriebsfertige Entwasserungs- und Beleuchtungseinrichtungen
verfugen.

Die flachenméafigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm.

Die flachenmaligen Bestandteile der ErschlieBungsanlage sind endgultig
hergestellt, wenn

1. Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfahigem
Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster aufweisen;
die Decke kann auch aus einem &hnlichen Material neuzeitlicher Bauweise
bestehen;

2. unselbstdndige und selbstandige Parkflachen eine Befestigung auf

tragfahigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster

aufweisen; die Decke kann auch aus einem &ahnlichen Material neuzeitlicher

Bauweise bestehen;

unselbstandige Grunanlagen gartnerisch gestaltet sind;

Mischflachen in den befestigten Teilen entsprechend Nr. 1 hergestellt und

der unbefestigte Teil geman Nr. 3 gestaltet sind.

how

Selbstandige Grunanlagen sind endgiiltig hergestellt, wenn ihre Flachen im
Eigentum der Gemeinde stehen und gartnerisch gestaltet sind.

89
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang, VerteilungsmalRstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum
Schutz von Baugebieten gegen schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden durch erganzende Satzung im Einzelfall
geregelt.



(1)

(@)

3)

(1)

(@)
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810
Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragsschuldner entfallt, wird durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt.

Der Beitragsbescheid enthalt

1. den Namen des Beitragsschuldners,

2. die Bezeichnung des Grundstlickes,

3.den zu zahlenden Betrag unter Mitteilung des beitragsfahigen
ErschlieBungsaufwandes (8 2), des Gemeindeanteils (8§ 4) und der
Berechnungsgrundlagen (88 5 und 6),

4. die Festsetzung des Zahlungstermins,

5. die Eroffnung, dass der Beitrag als offentlichen Last auf den Grundsttick ruht
und

6. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

Der Beitragsbescheid soll ferner den Beitragsschuldner darauf hinweisen, dal’
er bei der Gemeindeverwaltung Stundung, Ratenzahlung oder Verrentung
beantragen kann. Ein solcher Antrag soll die Griinde anfuhren, aus denen die
Zahlung des Beitrages zum festgesetzten Zahlungstermin fir den
Beitragsschuldner eine unbillige Harte ware.

811
Vorausleistungen

Im Fall des § 133 Abs. 3 BauGB koénnen Vorausleistungen bis zur H6he des
voraussichtlichen ErschlieBungsbeitrages erhoben werden.

Fir den Bescheid Uber die Vorausleistung gilt 8 10 sinngemal3.

812
Abldsung des Erschliefungsbeitrages

Der Betrag einer Ablésung nach 8§ 133 Abs. 3 Satz 2 BauGB bestimmt sich nach der
Hohe des voraussichtlich entstehenden  Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf
Abl6sung besteht nicht.

8§13
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Grafschaft-Ringen, den 22.04.2016
Gemeinde Grafschaft

Juchem
BlUrgermeister



	Erhebung des Erschließungsbeitrages
	Erschließungsaufwandes
	Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
	Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
	Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands
	Eckgrundstücksvergünstigung

	Kostenspaltung
	Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage
	Immissionsschutzanlagen
	Beitragsbescheid
	Vorausleistungen
	Ablösung des Erschließungsbeitrages
	Inkrafttreten

